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ANALYSE

Der Wahlkampf und die Ergebnisse der Europawahlen 2024 in Polen. 
Desinteresse, viele Verlierer und ein symbolischer Sieg der Bürgerkoalition
Renata Mieńkowska-Norkiene, Universität Warschau

DOI: 10.31205/PA.330.01

Zusammenfassung
Die geringe Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2024 in Polen war nicht 
nur der Ermüdung aufgrund des laufenden Wahlmarathons sowie dem langweiligen Wahlkampf geschuldet. 
Sie verweist auch auf das geringe Wissen über das Europaparlament und die Europäische Union sowie auf 
die langjährige politische Strategie der Vorgängerregierung, die EU für Krisen verantwortlich zu machen. 
Zwar ging die Bürgerplattform (Koalicja Obywatelska – KO) von Ministerpräsident Donald Tusk als Wahl-
gewinner hervor. Ihr nur symbolischer Sieg bedeutet jedoch auch, dass die polnischen Wähler populistische, 
antieuropäische oder extrem rechte Politiker als ihre Vertreter ins Europaparlament schicken. Die politische 
Polarisierung der polnischen Gesellschaft besteht fort.

Der langweiligste Wahlkampf der letzten 
Jahre?
Bislang hatte ich meinen Studierenden beigebracht, dass 
in den EU-Mitgliedsländern die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament gewöhnlich weniger Beachtung finden 
als die Wahlen der Nationalparlamente und dass häufig 
Politiker der zweiten Reihe nach Brüssel und Straßburg 
geschickt werden. Ich hatte mich über Diskussionen im 
Wahlkampf empört, die sich mit nationalen Angelegen-
heiten beschäftigten, für die das Europäische Parlament 
gar keine Kompetenzen hat, die aber Emotionen hervor-
riefen und zur Polarisierung der öffentlichen Meinung 
führten, so auch in Polen. In dieser Hinsicht waren die 
Wahlen zum Europäischen Parlament 2024 in Polen 
anders als jemals zuvor. Die ersten Plätze auf den Wahl-
listen der Bürgerkoalition (Koalicja Obywatelska – KO) 
waren mit Ministern der Regierung von Donald Tusk 
besetzt und eben nicht mit zweitrangigen Politikern, und 
die Listen von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Srawied-
liwość – PiS) strotzten nur so vor Politikern der ersten 
Liga oder zumindest bekannten Namen. Die öffentliche 
Debatte betraf mit Fragen der Sicherheit, der gemein-
samen Verteidigung und des Europäischen Green Deal 
sehr europäische Themen. Überhaupt legten viele Exper-
ten angesehener Denkfabriken nahe, dass sich die demo-
kratischen Gruppierungen in den EU-Mitgliedsstaaten 
Themen widmen sollten, die in den betreffenden Län-
dern wichtig sind – auch oder sogar insbesondere, wenn 
diese die Öffentlichkeit polarisieren. Die dahinter ste-
hende Absicht war, auf diese Weise den stärker werden-
den antieuropäischen Populisten entgegenzutreten. Viele 
Experten, auch ich gehörte dazu, sprachen von der über-
aus wichtigen Bedeutung dieser Europawahlen und der 
absoluten Notwendigkeit, sie im Wahlkampf als Kampf 
des Guten mit dem Bösen darzustellen und nicht nur als 

Wettbewerb zwischen zwei Visionen der Europäischen 
Union. Es ging darum, die polnische, konsequent pro-
europäische, Gesellschaft zur Stimmabgabe zu mobilisie-
ren, insbesondere die junge Generation und die Frauen. 
Es ging außerdem darum, die Bedrohung durch den 
Populismus zu verdeutlichen, der zu einer Stärkung der 
Nationalismen und sogar zu einem Auseinanderbrechen 
der Europäischen Union führen kann. In einem Staat, 
in dem vor einem guten halben Jahr fast drei Viertel der 
Stimmberechtigten an den Sejmwahlen teilgenommen 
und unter Beteiligung großer Emotionen die Populisten 
aus der Regierung gedrängt hatten, schien es, dass die 
demokratischen Parteien alle Anstrengungen unterneh-
men sollten, um die Emotionen erneut anzuheizen und 
den Wahlkampf intensiv zu nutzen. Doch abgesehen von 
einigen wenigen Versuchen, zufällig auftretende güns-
tige Gelegenheiten im Wahlkampf aufzugreifen (z. B. die 
Flucht eines Richters aus dem Umfeld des ehemaligen 
Regierungslagers der Vereinigten Rechten (Zjednoczona 
Prawica) nach Belarus; er wird der Spionage verdäch-
tigt, oder die Milliardenverluste des Mineralölkonzerns 
Orlen infolge des schlechten Managements seines Vor-
stands Daniel Obajtka, der ganz offenkundig die Interes-
sen der PiS verfolgt), war der Wahlkampf der aktuellen 
Regierungspartner, der KO, des Dritten Weges (Trzecia 
Droga) und der Linken (Lewica), kurz, langweilig und 
ideenlos und richtete sich nur an die jeweilige Kernwäh-
lerschaft. Genauso wenig anregend war der Wahlkampf 
der PiS. Der Wahlkampf der Konföderation (Konfeder-
acja) war traditionell in bestimmten Aspekten am inte-
ressantesten und engagiertesten, vor allem im Internet.

Wie kam es dazu? Es gibt hierfür einige wesentli-
che Gründe.

Erstens. Der Wahlmarathon mit den Parlaments-
wahlen im Oktober 2023, den Kommunalwahlen im 
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April 2024 und den anstehenden Europawahlen im Juni 
war für die polnische Gesellschaft etwas ermüdend. In 
Polen besteht keine Pflicht, an den Wahlen teilzuneh-
men, und für viele Menschen ist es schlicht etwas Unan-
genehmes, da es mit Politik zu tun hat, nach der sich die 
Polen ohnehin nicht reißen. Die polnische Zivilgesell-
schaft ist durchaus in der Lage sich zu mobilisieren, was 
bei den letzten Sejmwahlen zum Ausdruck kam, aber 
außerhalb solcher Phasen intensiver Mobilisierung nut-
zen die Polen ihre Instrumente zur Einflussnahme auf 
die Regierung nicht besonders gern. Auf der anderen 
Seite teilt auch die Regierung nur ungern ihre Macht 
mit den Bürgern (die Mittel der direkten Demokratie 
sind recht eingeschränkt und die aktuelle Regierung 
hat nicht einmal einen Beauftragten benannt, welcher 
der Gesellschaft systematisch Informationen über das 
Regierungshandeln mitteilen würde). Zwar hatten neun 
andere EU-Mitgliedsstaaten eine niedrigere Wahlbetei-
ligung als Polen (40,65 Prozent) bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament, aber Polen lag deutlich unter 
dem EU-Durchschnitt (51,08 Prozent). Viele, vor allem 
junge Polen waren der Meinung, dass die »Auflehnung« 
im Oktober, als wählen zu gehen ganz einfach in Mode 
und nicht wählen zu gehen peinlich war, ihr zivilgesell-
schaftliches Pflichtgefühl erschöpft hat. Die Kommunal-
wahlen verzeichneten bereits eine recht niedrige Betei-
ligung (51,94 Prozent) und für die Europawahlen war 
bei gutem Wetter und einem vorangegangenen langen 
Wochenende Ähnliches zu erwarten.

Zweitens. Die PiS hat ihre Wähler in den acht Jahren 
Regierungszeit so »einbetoniert« (mit einer Mischung 
aus Populismus, Nationalismus und Fürsorge), dass 
ihnen als einzige »Bestrafung« für ihre Partei blieb, nicht 
zur Wahl zu gehen oder für eine sehr ähnliche Grup-
pierung zu stimmen, die zudem mutmaßlich keine von 
Affären belastete Vergangenheit hat – die rechtsnationale 
Konföderation. In den Umfragen und Untersuchungen 
war daher eine Wählerwanderung von der PiS zur Kon-
föderation zu sehen.

Drittens. Insbesondere im Zusammenhang mit den 
Bauernprotesten und der Infragestellung des Europäi-
schen Green Deal, aber auch mit Blick auf die polnische 
Position zum sog. EU-Migrationspakt hat sich Minis-
terpräsident Donald Tusk keineswegs so proeuropäisch 
gezeigt, wie man es hätte erwarten können. Tusk ist 
schon immer dafür bekannt gewesen, dass er die Umfra-
gen und die Stimmung der öffentlichen Meinung auf-
merksam beobachtet, und diese zeigten Unterstützung 
für die Bauernproteste und Ablehnung der EU-Migrati-
onspolitik. Daher konnten viele europabegeisterte nicht-
PiS-Wähler die Europapolitik der Regierung nicht ver-
stehen und wollten schlicht und einfach überhaupt 
nicht ihre Meinung dazu kundtun, was bedeutete, dass 
sie nicht wählen gingen. Auch viele (v. a. junge) pro-

demokratische Wähler, die bei den Parlamentswah-
len im Oktober 2023 abgestimmt hatten, nahmen an 
den Europawahlen nicht teil, denn keine der kandidie-
renden Gruppierungen zeichnete sich dadurch aus, die 
Forderungen in Bezug auf Schwangerschaftsabbrüche, 
LGBTQ+ und die tatsächliche Trennung von Kirche 
und Staat entschieden umzusetzen zu wollen. Hier kam 
es insbesondere bei Szymon Hołownia (Polen 2050/Pol-
ska 2050) zu Verlusten – von einem Star, der ein Mas-
senpublikum für die übertragenen Parlamentsdebatten 
begeistert hatte, wandelte er sich in einen »kirchennahen 
Aussitzer«, der keinen Mut hatte, sich von seinen priva-
ten Ansichten zu lösen und die jungen Polen zu vertreten. 
Zweifelsohne hatten seine Entscheidungen, die Diskus-
sion über die Gesetzesentwürfe zur Liberalisierung des 
Abtreibungsrechtes zurückzustellen, zur Folge, dass ein 
Teil seiner progressiveren Wählerschaft verlorenging. Die 
Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – 
PSL) ist traditionell auch keine Partei, die bei den Wah-
len zum Europäischen Parlament triumphiert. Ihre länd-
liche Wählerschaft zeigt sich in diesem Bereich nicht 
besonders aktiv und der Europäische Green Deal war 
eher ein Thema, das die Bauern von der Europäischen 
Union abschreckte, als dass die Perspektive des wach-
senden Wohlstandes und der Gegenmaßnahmen gegen 
Dürre im Vordergrund gestanden hätte. Zudem hat die 
PiS auf dem Land nach wie vor einen starken Einfluss.

Viertens. Die polnische Gesellschaft hält die Europa-
wahlen nicht für wesentlich, denn sie weiß immer noch 
wenig über das Europäische Parlament und die Euro-
päische Union. Das ist das Ergebnis einer schwachen 
EU-Informationspolitik in den Mitgliedsstaaten und 
auch fehlender Informationen vonseiten der Landespo-
litiker. Zudem verfolgten Letztere in den vergangenen 
Jahren häufig die Strategie, die EU für Krisen verant-
wortlich zu machen, während der nationalen Regierung 
die Erfolge der Europäischen Union zugeschrieben wur-
den. Von Bedeutung ist auch, dass in der vergangenen 
achtjährigen Regierungszeit der PiS wenig oder abwer-
tend über die Europäische Union gesprochen wurde, 
sowohl in den Medien als auch im politischen Diskurs 
aufseiten der Regierung. Ihre antieuropäische Haltung 
hatte verschiedene Ausprägungen und zweifellos hat 
die Botschaft, dass die PiS-Regierung der »Macher« ist 
und die EU vor allem stört, in vielen gesellschaftlichen 
Gruppen ihre Spuren in Form von Apathie und Des-
interesse der EU gegenüber hinterlassen. Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang außerdem, dass der Populismus 
der PiS ein Anti-Elitismus ist und das Europäische Par-
lament als Ort gesehen wird, wo von der Wirklichkeit 
abgehobene Eliten für nicht allzu schwere Arbeit gut 
bezahlt werden. Insofern finden viele Wähler, dass sie 
den Elitismus potentieller Europaabgeordneter »bestra-
fen«, indem sie nicht zur Wahl gehen.
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Fünftens. Die populistische und antieuropäische 
Welle hat die Konföderation in die Höhe getragen und 
zeigt sich auch in weiterhin hohen Umfragewerten für 
die populistische PiS. Es ist eine Welle einfacher und 
radikaler Antworten auf schwierige und komplexe Fra-
gen (z. B. dass die EU und die Ukraine für die Pro-
bleme der polnischen Bauern verantwortlich sind und 
nicht letztlich Russland). Zwar schwappt die Welle in 
den verschiedenen Ländern der Europäischen Union 
über unterschiedliche Themen (z. B. steht in Italien und 
Frankreich das Thema Migration im Vordergrund, in 
Deutschland die Kosten für die Energiewende und die 
ökologische Transformation, in Spanien die fehlende 
Perspektive für die jungen Menschen), aber überall, auch 
in Polen, bringt sie die Hinwendung zum Nationalis-
mus und Euroskeptizismus mit sich.

Sechstens. Die Konföderation, eine antiukraini-
sche, antieuropäische, gegen Frauen und Gleichstel-
lung gerichtete Partei, versteht es hervorragend, sich 
im Internet zu bewegen und hat damit Zugang zu 
den jüngsten Wählern. Ihre Internetauftritte haben 
gewöhnlich einige Hunderttausend Follower (zum Ver-
gleich: TVP Info, der Informationskanal des Polni-
schen Fernsehen (Telewizja Polska), verzeichnet einige 
Hundert, bestenfalls einige Tausend). Die Konfödera-
tion ist außerdem antisemitisch, was von Bedeutung 
ist, denn im Zuge der jüngsten Ereignisse im Gaza-
streifen und der ohnehin recht verbreiteten Israelkritik 
in der polnischen Gesellschaft war das Zeigen antise-
mitischer Einstellungen nichts mehr, wofür man sich 
hätte schämen müssen. In Polen sind das Verhalten 
Israels im Gazastreifen, an dem Kritik zu üben erlaubt 
ist, und der verborgene Antisemitismus, der sich noch 
auf Ereignisse des 20. Jahrhunderts bezieht, zu einem 
Ganzen zusammengeflossen, das die Konföderation 
für sich nutzte und das von dem soliden Wahlergebnis 
des erklärten Antisemiten Grzegorz Braun (gegen den 
die Staatsanwaltschaft Vorwürfe erhoben hat) bestä-
tigt wird. Die Konföderation hat Braun nicht nur auf 
ihrer Wahlliste stehen gelassen, trotz antisemitischer 
Straftaten, sie hat auch verstanden, dass sie damit die 
Zustimmung zu ihrer Gruppierung wesentlich erhö-
hen kann, was letztlich auch der Fall war.

Eine Spezifik der Wahlen zum Europäischen Parla-
ment besteht darin, dass man keine lokalen Strukturen 
zu haben braucht, um Unterstützer zu gewinnen. Die 
Konföderation konnte ohne besondere Anstrengungen 
eine umfangreiche Wählerschaft gewinnen. Es besteht 
keine Klarheit über Kontakte dieser Partei zu Vertre-
tern des Kremls und über dessen mögliche Finanzie-
rung ihrer Tätigkeit, insbesondere im Internet. Bekannt 
ist aber, dass die Konföderation in sehr vielen Berei-
chen die Propaganda des Kremls verbreitet hat. Das ist 
kaum zu übersehen.

Siebtens. Die Wahlen zum Europäischen Parlament 
waren eine Auszeichnung für die Minister der Regie-
rung von Donald Tusk sowie für die Akteure der PiS 
und der Konföderation eine Möglichkeit, sich der Ver-
antwortung (sich anbahnender) strafrechtlicher Vor-
würfe zu entziehen. Wie also sollte die polnische Gesell-
schaft diese Wahl vollkommen ernst nehmen, wenn 
die Gesellschaft in der Wahl nicht vollständig ernst 
genommen wurde? Paradoxerweise war es die Konfö-
deration, die ein Programm vorgestellt und einen rich-
tigen Wahlkampf geführt hat (mit Ausnahme des Kan-
didaten Braun), womit sie unterstrichen hat, dass sie es 
ist, die ihre Wähler ernst nimmt. Wahrscheinlich hat 
das darüber mitentschieden, dass sich ihre Wähler dis-
zipliniert verhalten haben.

Insgesamt aber war der Wahlkampf sehr kurz und 
dauerte nur einige Wochen, was auch damit zusam-
menhing, dass die Kommunalwahlen erst Mitte April 
abgeschlossen wurden und die Umfragen kein großes 
Interesse an Themen der europäischen Agenda erken-
nen ließen. Sogar Ereignisse, welche die PiS poten-
tiell hätten stärken können wie das Treffen in Madrid, 
zu dem die rechtspopulistische Partei VOX eingela-
den und an dem die Parteienvertreter Marine Le Pen, 
Giorgia Meloni, Viktor Orbán und auch Jarosław 
Kaczyński teilgenommen hatten, riefen kein größe-
res Echo hervor, denn die antiukrainische Haltung 
dieser Politiker passte nicht richtig zum dominieren-
den und gesellschaftlich akzeptierten Sicherheitsdis-
kurs in Polen. Des Weiteren scheint es keine Grup-
pierung außer der Konföderation geschafft zu haben, 
eine stringente Idee für den Wahlkampf auszuarbei-
ten; vielmehr scheint man einfach anhand der Umfra-
gen die Unterstützungsdynamik geprüft zu haben, um 
sich daraufhin mit Einzelthemen in die Diskussionen 
einzubringen. Hier ist auch ein Teil der Journalisten, 
Experten und Aktivisten in eine Falle getappt, was der 
Vergleich mit Israel illustrieren kann: Zwar wird die 
Regierung in Polen wegen einer mangelnden trans-
parenten Informationspolitik, fehlender spektakulä-
rer Erfolge und nicht eingelöster Versprechen kriti-
siert, aber es ist keine scharfe Kritik, denn das Beispiel 
Israels zeigt, dass zu starker Druck auf eine demokrati-
sche Regierung, damit sie spektakulär tätig werde, zur 
Rückkehr von Radikalen und Populisten führen kann, 
siehe Benjamin Netanjahu.

Allerdings konnten einige Ereignisse auf Neben-
schauplätzen eine wesentliche Rolle in der letzten Etappe 
des Wahlkampfes spielen. Beispielsweise scheint sich der 
Tod eines jungen polnischen Soldaten an der polnisch-
belarusischen Grenze (der mutmaßlich an den Verlet-
zungen gestorben ist, die ihm eine Immigrant zugefügt 
hatte) positiv auf die Unterstützung der harten Grenz-
schutzpolitik Donald Tusks ausgewirkt zu haben, die 
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im Grunde die Fortsetzung der Politik der PiS auf die-
sem Feld ist.

Wer hat die Wahlen wirklich gewonnen?
Weil es deutlich einfacher ist zu sagen, wer die Wah-
len zum Europäischen Parlament in Polen verloren 
hat, beginne ich mit dieser Frage. Verloren haben die 
Demokratie und die proeuropäische Einstellung, denn 
die demokratischen Gruppierungen in Polen haben 
keine spektakulären Erfolge eingeholt und die kleine-
ren wie Polen 2050, Die Linke und die PSL können 
sogar von einer deutlichen Niederlage sprechen. Der 
Dritte Weg als gemeinsames Wahlbündnis erhielt 6,91 
Prozent der Stimmen, was nur drei Mandate im Euro-
päischen Parlament bedeutet (zwei Mandate für die 
PSL und ein Sitz für Polen 2050). Die Linke erhielt 
mit 6,3 Prozent ebenfalls drei Mandate. Die Grünen 
(Zieloni) gibt es in Polen im Grunde nicht; sie ver-
stärkten die Reihen der Linken, aber ihre Forderun-
gen hatten keine Durchschlagskraft und waren daher 
kein wesentlicher Faktor im Wahlkampf. Insgesamt 
nehmen die kleineren demokratischen Gruppierun-
gen sechs Mandate von den 53 Polen zustehenden Sit-
zen im Europäischen Parlament ein. Im Vergleich zur 
letzten Wahlperiode haben die Parteien Polen 2050 
und PSL ihren Besitzstand wahren können, so dass 
Polen 2050 die Fraktion Renew Europe und die PSL 
die Fraktion der Europäischen Volkspartei so stärken 
wie bisher. Die Linke hat einen Verlust zu verzeich-
nen: Zuvor waren sieben Europaabgeordnete, die sich 
der Linken und Frühling (Wiosna) zugeordnet hatten, 
gewählt worden und aktuell sind es drei. Die Fraktion 
der Sozialisten und Demokraten hat also vier Vertre-
ter aus Polen verloren.

Verloren hat auch die Aussöhnung, die Donald 
Tusk den Polen nach den Sejmwahlen versprochen 
hatte – sie wurde durch die Notwendigkeit, die Wäh-
ler mittels Polarisierung zu mobilisieren, ausgebremst. 
Auch die Europäische Union selbst hat verloren: Ihren 
Institutionen und Eliten ist es nicht gelungen, bei den 
Polen (wie auch in den Gesellschaften vieler anderer 
EU-Mitgliedsländer) eine höhere Wahlbeteiligung 
hervorzurufen.

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, dass die 
Nachwahlbefragungen bei der Einschätzung der Ergeb-
nisse für die PiS und die KO daneben lagen (der Unter-
schied zwischen den beiden schmolz von 4,3 auf 0,9 
Prozentpunkte). Zum wiederholten Male zeigt es sich, 
dass entweder die Wähler ein Problem damit haben, 
sich dazu zu bekennen, dass sie für eine populistische 
Gruppierung gestimmt haben, oder dass die Meinungs-
forschungsinstitute die Proben nicht richtig auswählen, 
d. h. Schwierigkeiten haben, eine repräsentative Wäh-
lerschaft zu befragen.

Wer hat nun aber die Europawahlen in Polen 
gewonnen? Zweifellos die Partei der Nichtwähler, d. h. 
diejenigen, die der Politik gleichgültig oder ablehnend 
gegenüberstehen, allerdings ist das ein Scheinsieg. Die-
jenigen, die ihre Stimme abgegeben haben, haben den 
jetzigen Ministerpräsidenten Donald Tusk und seine 
KO zum Sieger gemacht. Den Nachwahlbefragungen 
zufolge hätte sie sogar einen Vorsprung von rund vier 
Prozent gegenüber der PiS haben sollen. Die offiziel-
len Wahlergebnisse zeigen jedoch ein Plus von nicht 
einmal einem Prozent. Für Tusk ist es ein symboli-
scher Sieg, denn zum ersten Mal seit einem Jahrzehnt 
hat seine Partei in den Wahlen gesiegt und damit die 
PiS deklassiert. Man könnte meinen, dass der Wahl-
sieg der KO deutlicher hätte ausfallen können, denn 
die letzten Monate in Polen waren von Enthüllun-
gen immer neuer Affären der PiS und der Menschen 
aus ihrer Umgebung geprägt. Das scheint für die PiS-
Wähler im Kontext der Europawahlen jedoch kein so 
ausschlaggebendes Kriterium für ihre Wahlentschei-
dung gewesen zu sein. Im Übrigen hat die PiS, wie 
bereits erwähnt, einen Teil ihrer Unterstützer an die 
Konföderation verloren, was bedeutet, dass die Wäh-
lerwanderung von der PiS (wenn sie auch nicht groß 
ist) nicht in Richtung demokratischer, nicht-populis-
tischer Parteien verläuft. Acht Jahre PiS-Regierung 
haben einen loyalen Wähler hervorgebracht, der nicht 
auf die Schwächen seiner Gruppierung achtet. Des-
sen ungeachtet brachten der symbolische Sieg und 
die Möglichkeit, den Besitzstand in der Fraktion der 
Europäischen Volkspartei zu vergrößern (die KO ist 
dort mit 20 Europaabgeordneten vertreten), Donald 
Tusk eine große Dosis Zufriedenheit.

Zu den Siegern der Europawahl zählt zweifellos 
auch die Konföderation, d. h. eine extrem rechte, anti-
europäische, antiukrainische und populistische Grup-
pierung. Bei den Sejmwahlen im Oktober 2023 mit der 
sehr hohen Wahlbeteiligung von 74,38 Prozent bekam 
sie das überraschend niedrige Ergebnis von 7,16 Pro-
zent der Stimmen. Bei der Wahlbeteiligung von gut 40 
Prozent für die Europawahlen erlangte sie 12,08 Pro-
zent und zog mit sechs Abgeordneten ins Europapar-
lament ein.

Die PiS gehört eher zu den Verlierern. Was jedoch 
paradox erscheint, ist, dass ihr nur knapp unter dem 
KO-Erfolg liegendes Wahlergebnis kein großer Grund 
für Enttäuschung ist, wenn man die große Zahl der 
Affären berücksichtigt und bedenkt, dass Donald Tusk 
und seine Regierung in vielen Bereichen staatlichen 
Handelns im Grunde so weitermachen wie vorher die 
PiS-Regierung (insbesondere mit Blick auf die Grenze 
zu Belarus und die Maßnahmen gegenüber Flüchtlin-
gen an dieser Grenze oder mit Blick auf große Investi-
tionsprojekte wie z. B. Kernkraftwerke).
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Die Spezifik der polnischen Europawahlen 
2024
Viele Experten waren bestürzt vom doppelt so hohen 
Wahlergebnis des Rassemblement National Le Pens und 
Bardellas (31,4 Prozent) gegenüber Macrons Bündnis 
Besoin d’Europe (14,6 Prozent) in Frankreich, dem 
unerwartet guten Ergebnis der AfD in Deutschland 
(knapp 16 Prozent) und dem deutlichen Wahlsieg 
Orbáns in Ungarn (44 Prozent). Polen deuteten sie als 
Land, in dem es einer demokratischen Gruppierung 
schließlich gelungen ist, eine rechte populistische Grup-
pierung zu überholen, die in ihrer achtjährigen Regie-
rungszeit Polen der Demokratie beraubt hat. Blickt man 
aber aus einer etwas anderen Perspektive auf die Lage, 
wird deutlich, dass die Unterstützung für die extreme 
Rechte in Frankreich mit gut 31 Prozent, in Deutschland 
mit knapp 16 Prozent und sogar die Unterstützung für 
die populistische Fidesz-Partei in Ungarn nicht so hoch 
ist wie die Unterstützung in Polen für die rechtspopu-
listische PiS und Konföderation, die insgesamt mehr als 
48 Prozent geholt haben. Man kann also feststellen, dass 
Polen immer noch sehr stark und fast hälftig zwischen 
den sehr (Konföderation) bzw. gemäßigten (PiS) rech-
ten Populisten und den demokratischen Gruppierun-
gen (KO, Dritter Weg, Die Linke) aufgeteilt ist. Über-
trägt man das Wahlergebnis der Europawahlen in einer 
Simulation auf die Mandatsverteilung im polnischen 
Parlament, wären die demokratischen Gruppierungen 
wahrscheinlich nicht imstande, eine parlamentarische 
Mehrheit zu bilden.

Insgesamt hat sich Polen also nicht aus den Fängen 
des Radikalismus und Populismus und vor allem nicht 
der Polarisierung befreit, denn die PiS wird jetzt sicher-
lich noch weiter nach rechts ziehen. Donald Tusk wird 
vermutlich die Chancen des Kandidaten seiner Grup-
pierung für die Präsidentschaftswahlen erhöhen und 
dafür die Chancen von Szymon Hołownia beschrän-
ken wollen. Die Linke kämpft bereits um ihr Überleben 
und ihre Identität und hat im Übrigen keine Idee, wen 
sie als Kandidaten mit einer realistischen hohen Unter-
stützung aufstellen könnte. All das kann einen Schat-
ten auf die Beständigkeit und Einmütigkeit der Arbeit 
der Regierungskoalition werfen, was gefährlich werden 
könnte. Ein Präsident aus dem demokratischen Lager 
ist unerlässlich, damit die gegenwärtige Regierung über-
haupt effektiv arbeiten kann. Aktuell zeigt die Kohabita-
tion mit Präsident Andrzej Duda, dass er in so gut wie 
keinem Aspekt der Wiederherstellung der Demokratie 
mit der Regierung zusammenarbeiten will, sondern die 
Interessen der PiS verfolgt.

Die polnischen Besonderheiten der Europawahlen 
betreffen sowohl den Wahlkampf als auch das Kräfte-
verhältnis nach den Wahlen. Einiges davon ist para-
dox. Beispielsweise haben viele Kandidaten der unte-

ren Listenplätze die Listenanführer überflügelt, die als 
»Selbstläufer« gegolten hatten. So errang Jacek Kurski, 
ehemaliger Chef des TVP und der PiS vollkommen zu 
Diensten, kein Mandat, obwohl er zweifellos bekannt ist 
und auf Listenplatz zwei stand. Politiker, die nicht oben 
auf den Wahllisten standen wie die ehemalige Fami-
lienministerin Marlena Małąg, der ehemalige Regie-
rungssprecher der PiS, Piotr Müller, oder der ehema-
lige Minister für Entwicklung und Technologie (und 
eventuell Präsidentschaftskandidat der PiS), Waldemar 
Buda, erlangten dagegen Mandate, womit sie die persön-
lichen Favoriten von PiS-Chef Kaczyński und Präsident 
Duda deklassierten und enthüllten, dass Kaczyński und 
Duda kein gutes Gespür für die gesellschaftliche Stim-
mung und keine Intuition mehr haben, die bisher bei 
ihnen untrüglich funktioniert haben. Ähnliche Situatio-
nen gab es mit den Wahllisten der Konföderation (Ewa 
Zajączkowska-Hernik überholte den Listenanführer) 
sowie der KO (Kamila Gasiuk-Pihowicz »übersprang« 
die ehemalige Stadtpräsidentin von Warschau, Hanna 
Gronkiewicz-Waltz). Beim Dritten Weg und der Lin-
ken wurden die Listenanführer jedoch meistens auch 
gewählt, was mit der geringen Anzahl der aufgestellten 
Kandidaten oder auch der geringen Bekanntheit der 
Personen auf den unteren Plätzen erklärt werden kann. 
Darüber hinaus zogen auch viele Kandidaten, die seit 
Jahren Abgeordnete im EU-Parlament sind, nicht mehr 
dort ein, beispielsweise Róża Thun, Ryszard Czarnecki 
und Włodzimierz Cimoszewicz.

Interessant ist außerdem, dass recht viele Frauen 
ins Europaparlament eingezogen sind. In Polen müssen 
mindestens 35 Prozent der Listenplätze mit dem unter-
repräsentierten Geschlecht besetzt werden, wobei die 
Parteien die Frauen häufig auf die hinteren Plätze set-
zen. Paradoxerweise zogen für die KO relativ betrachtet 
ebenso viele Frauen wie für die frauenfeindliche, ultra-
konservative Konföderation ins Europäische Parlament 
ein (allerdings mehr als für die Linke und deutlich mehr 
als für die PiS).

Eine weitere Besonderheit der polnischen Europa-
wahlen war, dass Kandidaten mit einer kriminellen Ver-
gangenheit oder sogar Gegenwart auf die Wahllisten 
gesetzt wurden, worin sich die PiS und die Konföde-
ration auszeichneten. Auf den ersten Listenplätzen fan-
den sich u. a. Mariusz Kamiński und Maciej Wąsik, 
beide rechtskräftig verurteilt, und obgleich von Prä-
sident Duda begnadigt, begehen sie weiterhin Rechts-
bruch. Auf Listenplatz eins stand auch Daniel Obajtek, 
dem noch keine Anklage gemacht wurde, der sie aber 
erwarten kann, vor allem weil ihm die Veruntreuung von 
mehr als 1,5 Milliarden Zloty aus den Mitteln des Kon-
zerns Orlen vorgeworfen wird. Auf einem vorderen Lis-
tenplatz befand sich auch Grzegorz Braun von der Kon-
föderation, obgleich ihn ernste Vorwürfe belasten. Auch 
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wenn es schon früher solche Fälle gegeben hatte (auch in 
anderen Ländern), ist die Häufung solcher Kandidaten 
(die übrigens Mandate erhalten haben) in Polen bisher 
beispiellos. Auf der anderen Seite zog auch ein Rechts-
anwalt, der Mitbegründer der die Rechtsstaatlichkeit 
in Polen verteidigenden Organisation »Freie Gerichte« 
(Wolne Sądy), ins Europaparlament ein, obwohl er weder 
auf Listenplatz Eins war noch besonders von der Grup-
pierung, die er repräsentiert, der KO, unterstützt wurde.

Zum Schluss
Die Wahlen zum Europaparlament im Juni 2024 waren 
deutlich wichtiger, als ihr vorangehender Wahlkampf 
in Polen erahnen ließ (ähnlich war es auch in anderen 
EU-Ländern). Der Krieg hinter der östlichen Grenze, 
das immer noch starke Russland, das eine ungeheure 
Gefahr für die Europäische Union darstellt (insbeson-
dere durch Desinformation, was die Fundamente einer 

liberalen Demokratie bedrohlich untergraben kann), der 
nicht schwindende Migrationsdruck, der Klimawan-
del und die in Zweifel gezogenen Gegenmaßnahmen, 
die unklare politische Zukunft der Vereinigten Staaten, 
zunehmende antieuropäische Einstellungen und (rech-
ter) Populismus, die Notwendigkeit der EU-Erweiterung 
bei gleichzeitigen immensen institutionellen Herausfor-
derungen – all das hätte sich in diesen Wahlen als töd-
lich für die EU erweisen können. Jedoch hat sich die 
Landschaft des Europäischen Parlaments nicht so dras-
tisch verändert, als dass man sagen müsste, die Populis-
ten würden fortan die Bedingungen für das Handeln der 
EU diktieren. Die Wahlergebnisse in Polen zeigen nicht 
nur die Schwächen der EU, sie machen auch Hoffnung, 
dass sich die Schwächen überwinden lassen.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate
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Grafik 2:	 Polen: Die Ergebnisse der Wahlen zum Europäischen Parlament
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Grafik 3:	 Europäisches Parlament 2024–2029: Vorläufige Sitzverteilung nach Fraktionen

Sitze insgesamt: 720
Die Linke – Fraktion Die Linke im Europäischen Parlament – GUE/NGL; S&D – Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten im Europäischen 
Parlament; Grüne/EFA – Fraktion der Grünen/Freie Europäische Allianz; Renew Europe – Renew Europe Group; EVP – Fraktion der Europäischen Volks-
partei; EKR – Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer; ID – Fraktion Identität und Demokratie
*Sonstige: Neue Mitglieder, die keiner Fraktion des scheidenden Parlaments angehören
Stand: 14.06.2024.
Quelle: https://results.elections.europa.eu/de/ (abgerufen am 15.06.2024); Grafik hergestellt in flourish.studio.

https://results.elections.europa.eu/de/
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Grafik 4:	 Polen: Sitzverteilung im Europäischen Parlament nach Fraktionen

Sitze insgesamt: 53
S&D – Socialists and Democrats; EVP – Europäische Volkspartei; EKR – Europäische Konservative und Reformer
*Sonstige: Neue Mitglieder, die keiner Fraktion des scheidenden Parlaments angehören
Stand: 12.06.2024.
Quelle: https://results.elections.europa.eu/de/polen/ (abgerufen am 15.06.2024); Grafik hergestellt in flourish.studio.
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CHRONIK

21. Mai – 17. Juni 2024
21.05.2024 Ministerpräsident Donald Tusk erteilt die Anweisung zur Berufung eines Untersuchungsausschusses zu russi-

scher und belarusischer Einflussnahme auf die innere Sicherheit und Interessen Polens in den Jahren 2004 bis 
2024. Vorsitzender des Ausschusses ist General Jarosław Stróżyk, Chef der Militärischen Spionageabwehr. Die 
Mitglieder der Expertenkommission werden vom Innenminister, dem Koordinator für die Geheimdienste, dem 
Finanzminister, der Ministerin für Kultur und nationales Erbe, dem Außenminister, dem Verteidigungsmi-
nister, dem Minister für Digitalisierung und dem Minister für Staatliche Aktiva vorgeschlagen. Der Ausschuss 
soll neun bis dreizehn Mitglieder umfassen und im Sommer einen ersten Bericht vorlegen. 

22.05.2024 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz stellt dem Sejm die staatliche Sicherheitslage vor. Die größ-
ten Gefahren für Polens Souveränität gingen von Russland und Belarus aus, wozu Sabotageakte, Desinforma-
tionskampagnen und der absichtlich erzeugte Migrationsdruck an der polnisch-belarusischen Grenze gehö-
ren. Neben der zurzeit laufenden Verstärkung der polnischen Ostgrenze (»Schutzschild Ost«) nennt Kosiniak-
Kamysz als weitere Vorhaben ein polnisches Satellitenprogramm, für das die Europäische Investitionsbank 300 
Mio. Euro zugesagt habe, die Beteiligung am europäischen Projekt European Sky Shield Initiative (ESSI) zur 
besseren Verteidigung des europäischen Luftraumes und die Modernisierung der Armee in Richtung autono-
mer Waffen. Polen gebe aktuell vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung aus. Eine allgemeine 
Wehrpflicht werde nicht erwogen, da großes Interesse am Dienst in der Armee bestehe. Sie umfasst aktuell 
198.000 Soldaten.

23.05.2024 Ministerpräsident Donald Tusk und der Ministerpräsident von Griechenland, Kyriakos Mitsotakis, rufen in 
einem Brief an die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, dazu auf, dass Europa ein 
Flugabwehrsystem gegen Raketen, Flugzeuge und Drohnen errichten soll. Darüber solle auf dem EU-Gipfel im 
Juni diskutiert werden. Die Europäische Union brauche eine mutige Initiative, die das klare Signal an Freunde 
und Feinde sende, dass die EU ihre Verteidigung ernsthaft betreibe, heißt es in dem Brief. Weiter fordern sie 
rasche Fortschritte bei der Erarbeitung der Strategie für eine europäische Rüstungsindustrie.

27.05.2024 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz, Cezary Tomczyk, Staatssekretär im Verteidigungsminis-
terium, und General Wiesław Kukuła, Chef im Generalstab der Polnischen Streitkräfte, stellen das Programm 
»Schutzschild Ost« vor. Es handelt sich um ein nationales Abschreckungs- und Verteidigungsprogramm für 
die östliche Staatsgrenze, das die Stärkung der militärischen Aufklärungsarbeit und den Aufbau militärischer 
Infrastruktur beinhaltet und zum Ziel hat, eine militärische Gefahr aus östlicher Richtung abzuwehren. Die 
Materialkosten des Programms werden auf zehn Milliarden Zloty geschätzt. Das »Schutzschild Ost« soll Teil 
einer komplexen regionalen Verteidigungsinfrastruktur mit den baltischen Staaten werden.

28.05.2024 An der polnisch-belarusischen Grenze bei Dubicze Cerkiewne wird ein polnischer Soldat von einem Migran-
ten, der mutmaßlich aus einem Drittland stammt und illegal die Grenze überquert, mit einem Messer ange-
griffen und schwer verletzt. 

29.05.2024 Einen Tag nach dem Messerangriff eines Migranten auf einen polnischen Soldaten an der polnisch-belaru-
sischen Grenze bei Dubicze Cerkiewne treffen sich Ministerpräsident Donald Tusk, Verteidigungsminister 
Władysław Kosiniak-Kamysz und Innenminister Tomasz Siemoniak mit Soldaten und Grenzschützern vor 
Ort. Tusk kündigt die Wiedereinrichtung einer Sperrzone an der Grenze zu Belarus und verstärkte Sicher-
heitsmaßnahmen zum Schutz der Soldaten und der Grenzwacht an. Polen und die Europäische Union wer-
fen Belarus sowie Russland vor, Migranten aus Drittländern an die EU-Außengrenze zu bringen, wo sie ille-
gal die Grenze zur EU überqueren.

31.05.2024 Die Polnische Presseagentur (Polska Agencja Prasowa – PAP) informiert über zwei Cyberangriffe auf die Inter-
netseite der PAP, die heute stattgefunden haben. Es wurde zweimal die Meldung von einer angeblichen Mobil-
machung in Polen online veröffentlicht. Regierungsvertreter vermuten Russland als Urheber der Falschmel-
dung. Vor den Europawahlen in der kommenden Woche sei dessen Ziel Desinformation und die Lähmung 
der Gesellschaft in Polen, sagt Digitalisierungsminister Krzysztof Gawkowski. Die polnischen Geheimdienste 
untersuchen den Vorfall.

03.06.2024 Nach vorläufigen Schätzungen des Statistischen Hauptamtes (Głowny Urząd Statystyczny – GUS) stieg das 
Bruttoinlandsprodukt (nicht bereinigt) im ersten Quartal 2024 um zwei Prozent im Vergleich zum ersten 
Quartal 2023. 

05.06.2024 Ministerpräsident Donald Tusk empfängt Brad Smith, Präsident des IT-Konzerns Microsoft. Thematisiert wer-
den Fragen der Cybersicherheit, insbesondere mit Blick auf russische Desinformation im Zusammenhang mit 
den Europawahlen in dieser Woche.
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06.06.2024 Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz nimmt auf einer Pressekonferenz Stellung zu einem Vor-
fall an der polnisch-belarusischen Grenze, über den das online-Nachrichtenportal Onet am Vortag berichtet 
hat. Onet zufolge sollen polnische Soldaten Ende März/Anfang April an der Grenze zunächst Warnschüsse 
abgegeben haben, um Migranten aus Drittländern von belarusischer Seite am illegalen Grenzübertritt zu hin-
dern. Nach deren Grenzübertritt hätten die Soldaten aus Notwehr geschossen, die Schüsse seien in den Boden 
gegangen. Die Militärpolizei habe die Soldaten festgenommen und in Handschellen abgeführt. Der Grund der 
Festnahme sei Waffengebrauch gegen Migranten gewesen. Kosiniak-Kamysz teilt mit, dass er über den Vor-
fall an der Grenze informiert worden sei, von der Festnahme der Soldaten jedoch nicht gewusst habe. Diese 
sei »übereifrig« gewesen. Die Art der Festnahme empöre ihn und die öffentliche Meinung gleichermaßen. Er 
habe die Aufklärung des Falls angeordnet.

06.06.2024 In einem Militärkrankenhaus in Warschau stirbt der 21-jährige Soldat, der Ende Mai an der polnisch-belaru-
sischen Grenze bei Dubicze Cerkiewne von einem Migranten mit einem Messer schwer verletzt wurde. Der 
Migrant aus einem Drittland hat versucht, die EU-Außengrenze zu überqueren.

07.06.2024 Präsident Andrzej Duda unterzeichnet eine Änderung des Gesetzes über Hilfsleistungen für ukrainische Bür-
ger, die infolge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine nach Polen geflüchtet sind. Die Frist ihres 
legalen Aufenthaltes in Polen wird bis zum 30. September 2025 verlängert. Am 30. Juni 2024 endet die finan-
zielle Unterstützung für Privatpersonen, die ukrainische Geflüchtete bei sich zu Hause aufnehmen. Der Grund 
ist, dass immer mehr freie Plätze in Sammelunterkünften zur Verfügung stehen.

09.06.2024 In Polen finden die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Die Wahlbeteiligung beträgt 40,65 Prozent.

10.06.2024 Die Staatliche Wahlkommission (Państwowa Komisja Wyborcza – PKW) gibt die Endergebnisse der Wahlen 
zum Europäischen Parlament am Vortag bekannt. Die Bürgerkoalition (Koalicja Obywatelska – KO) erhielt 
37,06 Prozent (21 Mandate), Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) 36,16 Prozent (20 Man-
date), Konföderation (Konfederacja) 12,08 Prozent (sechs Mandate), Dritter Weg (Trzecia Droga) 6,91 Pro-
zent (drei Mandate) und die Linke (Lewica) 6,30 Prozent (drei Mandate).

10.06.2024 Finanzminister Wojciech Domański teilt auf dem Europäischen Finanzkongress in Zoppot (Sopot) mit, dass 
sein Ressort aktuell von einem Wirtschaftswachstum in Höhe von mehr als drei Prozent im laufenden Jahr 
ausgeht. Für 2025 wird ein Bruttoinlandsprodukt von knapp vier Prozent prognostiziert.

11.06.2024 Außenminister Radosław Sikorski nimmt in Berlin an der zweitägigen Wiederaufbaukonferenz für die Ukraine 
teil. Er unterstreicht die volle Unterstützung der polnischen Regierung für polnische Unternehmen, die sich 
beim wirtschaftlichen Wiederaufbau der Ukraine engagieren wollen. Beispielsweise unterstütze die polnische 
Landeswirtschaftsbank (Bank Gospodarstwa Krajowego) mit Kreditprogrammen auch Unternehmen, die in 
Frontgebieten tätig sind.

12.06.2024 Innenminister Tomasz Siemoniak unterzeichnet eine Verordnung über ein 90-tägiges Aufenthaltsverbot in 
einem ca. 60 Kilometer langen Grenzstreifen an der polnisch-belarusischen Grenze, das am Folgetag in Kraft 
tritt. Das Verbot umfasst die Gebiete des Grenzschutzes Narewka, Białowieża, Dubicze Cerkiewne und Cze-
remcha. Dort dürfen sich Personen bis auf 200 Meter bzw. zwei Kilometer der Staatsgrenze nähern. Das Ver-
bot gilt nicht für die dort liegenden Orte und Wanderwege. Ziel des Verbotes ist es, durch die Aufenthalts-
beschränkungen die Sicherheit der Menschen vor Ort sowie der Polizei und Grenzschützer zu erhöhen und 
die Aktivitäten von Schleusergruppen einzuschränken. Aktueller Hintergrund ist, dass vergangene Woche ein 
polnischer Soldat seinen Verletzungen erlag, die ihm ein illegal die Grenze übertretender Migrant in Dubicze 
Cerkiewne zugefügt hatte.

13.06.2024 Prof. Dr. Krzysztof Ruchniewicz wird von Außenminister Radosław Sikorski zum Beauftragten des Außenmi-
nisters für die deutsch-polnische gesellschaftliche und grenznahe Zusammenarbeit berufen. Ruchniewicz ist 
Direktor des Willy Brandt Zentrums für Deutschland- und Europastudien der Universität Wrocław (WBZ) 
in Breslau (Wrocław) und renommierter Experte für die deutsch-polnischen Beziehungen und die historische 
Aussöhnung der beiden Länder.

15.06.2024 In Warschau findet die Gleichheitsparade statt, an der nach Angaben der Stadt ca. 20.000 Personen teilneh-
men. Unter den Teilnehmenden sind auch Politiker, u. a. die Ministerin für Gleichberechtigung, Katarzyna 
Kotula, und Stadtpräsident Rafał Trzaskowski.

17.06.2024 Einen Tag nach der Eröffnung der Ausstellung »Glückstränen« (Łzy szczęścia) in der Zachęta in Warschau 
wird die in die Ausstellung integrierte Werkstatt der belarusisch-polnischen Künstlerin Jana Shostak demoliert. 
Es seien die Symbole Hammer und Sichel und feindlich gesinnte Parolen aufgesprüht worden, gibt Shostak 
bekannt. Über den Täter und die Gründe der Tat ist noch nichts bekannt.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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Institut Darmstadt, der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen und weiteren Partnern eines Kon-
sortiums (siehe Titelseite) herausgegeben.
Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter www.laender-analysen.de/polen
Kostenloses Abonnement unter http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php

Diese Analysen finden Sie online als Lizenzausgabe auf 
bpb.de

Deutsches Polen-Institut Darmstadt (www.deutsches-polen-institut.de)
Das seit 1980 tätige Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations- und Veranstaltungszentrum für 
polnische Kultur, Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europäischen 
Integration entwickeln. Institutionelle Träger des DPI sind das Land Hessen, die Kultusminister der Länder, das Auswärtige Amt 
und die Wissenschaftsstadt Darmstadt. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen. 
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft. Das DPI versteht sich in Kooperation mit den Orten wissenschaftlicher Polen-Kom-
petenz an deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten als verbindendes und vernetzendes Zentrum. Mit der 70.000 Bände 
zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine einzigartige Sammlung polnischer Belletristik in der Original-
sprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI ein geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens.

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die in-
teressierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.
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Kostenlose E-Mail-Dienste: 
Länder-Analysen

Die Länder-Analysen bieten regelmäßig im kostenlosen Abonnement kompetente Einschätzungen aktueller politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklungen in Ostmitteleuropa, Osteuropa und Zentralasien. Alle Länder-
Analysen verstehen sich als Teil eines gemeinsamen Projektes, das der wissenschaftlich fundierten, allgemeinverständlich 
formulierten Analyse der Entwicklungen im östlichen Europa, der Offenheit für verschiedene inhaltliche Positionen und 
der kostenlosen und nicht-kommerziellen Information einer breit verstandenen interessierten Öffentlichkeit verpflichtet 
ist. Autor/innen sind internationale Fachwissenschaftler/innen und Expert/innen. Die Redaktionen der Länder-Analysen 
bestehen aus Wissenschaftler/innen mit langjähriger Forschungserfahrung.
Die deutschsprachigen Länder-Analysen werden gemeinsam von der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bre-
men, dem Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien, der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde, dem 
Deutschen Polen-Institut, dem Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien und dem Leibniz-In-
stitut für Ost- und Südosteuropaforschung herausgegeben. Die englischsprachigen Länder-Analysen erscheinen in Koope-
ration der Forschungsstelle Osteuropa mit dem Center for Security Studies (CSS) der ETH Zürich.
Die Länder-Analysen bieten regelmäßig Kurzanalysen zu aktuellen Themen, ergänzt um Grafiken und Tabellen sowie 
Dokumentationen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse.

Belarus-Analysen 
Die Belarus-Analysen erscheinen fünf bis sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/belarus/

Caucasus Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause an jedem ersten und dritten Mittwoch im Monat.
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/

Russland-Analysen 
Die Russland-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/russland/

Russian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/ukraine/

Ukrainian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen erscheinen sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/zentralasien/

Zentralasien–Analysen
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digestdigest
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